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Amtliches. 


lin, 13. März. Der König hut dem Kreisphyſikus Dr. med. 
1 —— Bitter in Obnabrüc den Charakter als Sanitätsrath ver⸗ 


f * als Pfarrer nach Buchholz berufene bish. Pfarrer und Su⸗ 


rintendent Beyer in Arnswalde iſt zum Superintendenten der Diö⸗ 
ze ireftenmwalde, Reg.⸗Bez. Frankfurt a O., beſtellt worden. 

r Friedensrichter Dr. Becker zu Rappoltsweiler iſt an das 

Friedensger. in Biſchweiler und der 3 Link zu Biſch⸗ 
weiler au das Friedensger. in Rappoltsweiler verſetzt worden. 


Deutſcher Reichstag. 
20. Sitzung. 

Berlin, 0 gi 10 Uhr. Am Tiſche des Tundesrathes Hof⸗ 

n und mehrere Kommiſſarien. BR: 
4 Wahl des Abg. Beſeler im 6. e ee e 
Wahlkreiſe war in der vorigen Seſſton bis 255 Erledigung einiger 
Beſchwerden über vorgekommene Unregelmäßigfeiten beanſtandet wor⸗ 
den. Nachdem die Beſchwerden durch die Verfügungen der preußiſchen 
Behörden erledigt ſind, beantragt die Kommiſſion die Gü tigkeit 
pe Ab 8 aſencle ver beantragt ihre Ungültigkeit und tadelt das 
Verbalten des Landraths in Pinneberg; das Haus könne ſich bei den 
Verfügungen der preußiſchen Behörden nicht beruhigen, ſondern müſſe 
— gegen jede Wahlbeeinfluſſung eintreten. Das Haus beſchließt 
jedoch im Sinne feiner Kommiffion. # \ 
Der nachfolgende Bericht der Petitionskommiſſion, betreffend die 
Verſetzung der Städte Hirſchberg in Schleſien Camen, Emmerich und 
Neufabrwaſſer in eine höhere Servisklaſſe, ſchlteßt mit dem Antrage, 
die a eiben Petitionen dem Reichskanzler zur Erwägung für die 

bevorſtehende Reviſion des Servistarifs zu überweiſen. 5 
Referent Stephani theilt mit, daß nach einer Erklärung 
des Herrn Kommiſſars in der Kommiſſion eine Reviſton des Servitz⸗ 
tarifs in Vorbereitung ſei und noch in dieſer Seſſion ins Haus gelan⸗ 
gen werde 3 - 5 
Rickert iſt über dieſe Erklärung erfreut, ſchildert aber 
doch 1 Deißnerbältniß, das zwiſchen 5 und Danzig 
deſteyt; fie ſtänden in der engſten kommunalen Verbindung, bätten 
Stadtverordneten Verſammlung und Bürgermeiſter gemeinſam, bie 
Wirthſchaftlichen Verhältniſſe ſeien gleich, ja vielleicht fei in Neufahr⸗ 
waſſer das Leben noch theurer als in Danzig, und 8 ſtehe Neu⸗ 


einer niedrigeren Tarifklaſſe. St. Albrecht dagegen 
fabrmwafier u n. D mig 5 0 n und fe jet mit erde 
geſteb Hoffentlich werde ſich daß Geſetz mit Abh lte vis jer —-„ 


Ged. Nah Starke: In dem Entwurfe hat man es als Grund⸗ 
fat aufgeſtellt, daß Orte, die einer politiſchen Gemeinſchaft ange⸗ 
. auch in Betreff des Ser vis auf gleiche Stufe geſtellt werden 


ollen. i ; 
dem der Abg. Gerhard den Regierungskommiſſar gebe: 
ten, 1 in der Kommiſſton abgegebene Erklärung im Plenum zu 
wiederholen, erklärt Geh. Ratb Starke, daß das K iegsminiſterium 
dereits vor einem Jahre einen Reviſtonzentwurf ausgearbeitet und 
dem Bundesrath vorgelegt babe. Dort habe er Anſtände gefunden; 
nachdem dieſelben erörtert, ſeien die Verbandlungen wieder aufge: 
nommen und könne mit ziemlicher Beſtimmtheit die Vorlegung des 
Geſetzentwurfs noch in dieſer Seſſion in Ausſicht geſtellt werden. 
Unter dieſen Umſtänden werden die in Rede ſtehenden Petitionen 
ihre natürliche Erledigung zugleich mit der angekündigten Vorlage 
nden. Darauf weiſt Grumbrecht bin, der an das noch frappan⸗ 
En Mißverhältniß zwiſchen Bremen und Bremerhaven erinnert, und 
Rickert beantragt die Abſetzung des Gegenſtandes von der heutigen 
Tagesordnung, die auch vom Hauſe beſchloſſen wird. 0 
Es folgt die Berathung des Antrages der Abgg. Liebknecht 
und Haſene lever: den Reichskanzler aufzufordern, bei der preuß. 
Regierung dahin zu wirken, daß der zu Leipzig inhaftirte Reichstags⸗ 
abgeordnete Bebel während der Dauer der Reichstagsſeſſton aus der 
Haft beurlaubt werde. — Ferner wolle der Reichstag beſchließen: den 
erſten Abf. des Art. 31 der Verfaſſung des deutſchen Reichs mie folgt 
zu faſſen: „Obne Genehmigung des Reichstags kann kein une 
deſſelden während der Sitzungsperiode verhaftet oder in Strafhaft 
ebalten oder wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unter⸗ 
uchung gezogen werden. Ausgenommen allein iſt die Verhaftung 
eines Mitgliedes, welches bei usübung der That ergriffen wird; 
doch iſt in dieſem Fall ohne Verzug dem Reichstag Kenntniß zu ge⸗ 
ben und feine Genehmigung einzuholen.“ (Der Art. 31 der Berfaſ⸗ 
fung lautet in feinem erſten, hier nur in Frage kommenden Aline : 
Obne Genehmigung des Reichstages kann kein Mitglied deſſelben 
während der 1 itzungsperiode wegen Gig Falte ne Haube 
dlung zur Unterſuchung gezogen oder ver erden, 
— es wee d ee That oder im Laufe des nächſtfolgenden 
8 ergriffen wird.“) 
Taz eprüſfdent v. Stauffen her gast auf den Unterſchied 
der beiden Anträge und ihre aus dieſer Verſchiedenheit folgende ab⸗ 
weichende geſchäftliche Behandlung aufmerkſam: der erſtere wird durch 
die heutige Verhandlung ein für alle Mal erledigt, der zweite iſt ein 
elbſiſtändiger Geſetzentwurf, der heute nur zur erſten Berathun 
feen kann. Daß die Diskuſſion trotzdem beide zugleich umfaßt, i 
nicht zu vermeiden. Schwerer wird es dem Vorſitzenden den erſten 
Redner, den Abg. Liebknecht bei der Sache zu halten; er wird „der 
erſte“ ſein, der anerkennt, wenn er bei der Sache iſt, mahnt ihn aber 
auch nachdrücklich, wenn er ſich von ihr entfernt. — 78 
Abg. Liebkne t: Das Haus bat unſere früberen ähnlichen 
Anträge auf Haftentlaſſung für die Dauer der Seſſſon abgelehnt, 
aber ich glaube, daß es heute anders urtheilen wird Abgeſeben da⸗ 
von, daß nach der ntſtehungsgeſchichte des Artikel 31 der Verfaſſung 
die Strafvollſtreckung einbegriffen iſt, iſt der Abg Bebel zu den 
Aeußerungen, wegen deren er als Beleidiger des Fürſten Bismarck 
u 6 Monaten Gefängniß verurtheilt worden iſt, vom Reichskanzler 
ſelbſt probogirt worden. Der Reichskamler hat nämlich in der Reichs⸗ 
lagsſitzung dom 9. Februar 1876 dem Abg. Bebel vorgeworfen, er 
‚babe die „Mörder und Mordbrenner der Pariſer Kommune“ verthei 
digt. Beßel konnte darauf, da die Diskusſton geſchloſſen wurde, nur 
unzulänglich in einer perſönlichen Bemerkung antworten und verthei⸗ 
digte ſich in der Schrift „Die parlamentariſche Thätigkeit des Reichs⸗ 
tages ꝛc“ In dieſer Schrift fand der Staatsanwalt Beleidigungen 
des Fürſten Bismarck, namenilich auch darin, daß Bebel verſchiedene 
Aeußerungen des Herrn v. Dieſt ⸗Daber reproduzirt hatte, wegen 
deren derſelbe ſpäter zu 3 Monaten Gefängniß verurtheilt wurde. 
Alſo ohne den Angriff des Reichskanzlers, ohne das Benehmen der 
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Jahrgang. 
Donnerſtag, 14. März 


(Erſcheint täglich dreimal.) 


Majorität würde Bebel kaum die angeklagte und verurtheilte Ver⸗ 
theidigung niedergeſchrieben haben und unſer Antrag würde den 
Reichstag heute nicht beſchäftigen. — Den zweiten Theil 8 Antra⸗ 
ges haben wir bereits wörtlich eingebracht als der bekannte 


Es war dies gelegentlich der Affaire Majunke Wir ſtellten den Antrag, 
weil man uns bei den Anträgen auf Haft⸗Entlaſſung unſerer 
inhaftirten Fraktionsgenoſſen entgegenbielt: der Reichstag ſei nicht bo⸗ 
des Ne eine derartige Forderung an die Regierung zu ſtellen. Kann 
der Reichstag die Entlaſſung aus der Unterfuchun shaft beantragen, 
fo muß er dies logiſcherweiſe auch bei der Strafhaft thun können 
und es kommt nur darauf an, ob die Regierung dem Reichstage ge⸗ 
horcht. Wir freilich würden einen Konflikt nicht ſcheuen und der 
Würde des Reichstages würde es nichts ſchaden, wenn die Majorität 
leicher Geſinnung wäre. Beſcheidenheit in politiſchen Dingen iſt ein 
ehler, und nur eine beſcheidene Volksvertretung wird ſich Scenen 
efallen laſſen wie die vom vergangenen Sonnabend, wo in der Per⸗ 
on des verkörperten parlamentariſchen Prinzips, des Abg. Laster, der 
Reichstag inſultirt wurde. (Unterbrechung Der Präſident rügt dieſe 
Bemerkung als nicht zur Sache gehörig.) Die Abgeordneten müſſen 
— die Dauer der Seſſion unverletzlich gemacht werden, ſchon im In⸗ 
ereſſe der Wähler und weil die Volksvertretung gegen jede durch Ver 
baftungen herbeigeführte Beeinfluſſung geſichert werden muß. Es iſt 
ein Attentat gegen die erhaben und das allgemeine Stimm⸗ 
recht, wenn durch die Verhaftung eines Abgeordneten ein ganzer 
Wahlkreis politiſch mundtodt gemacht wird. Und es kann durch Ver⸗ 
— — en die Maforität verrückt werden. In Baiern z. B., wo ſich 
eide Parteien beinahe in 17 Stärke gezenüber ſtehen, wäre dies 
leicht möglich. Allerdings iſt dies vorläufig hier nicht zu erwarten, 
aber die politiſchen Prozeſſe mehren ſich, und wenn auch jetzt nur die 
Ultramontanen und Sozialdemokraten als Reichsfeinde bezeichnet wer⸗ 
den, jo hürgt doch Niemand dafür, daß die Definition vom Reichs⸗ 
feind nicht weiter gefaßt und nach dem Muſter des „Arnim⸗Para⸗ 
graphen“ ein „Lasker Paragraph“ geſchaffen wird. Entweder müſſen 
Sie unſern Antrag annehmen, oder jedem politiſch verurtheilten und 
verhafteten Abgeordneten das Mandat aberkennen und eine Neuwahl 
anordnen. Thun Sie keines von beiden, ſo verletzen Sie das allge⸗ 
meine Stimmrecht. . 3 . 

Ab: Hoffmann kennzeichnet die Stellung der Fortſchrittspartei 
u den Anträgen. Der erſte entbehrt jeder geſetzlichen Begründung, 
indem er ſich weder auf die Verfaſſungsurkunde, noch auf das Straf⸗ 
geſetz ſtützt. Zudem handelt es ſich, nach dem Vortrage des An⸗ 
tragiteller8 ſelbſt, in dem Bebel'ſchen Falle nicht um eine einfache Bes 
leidigung, ſondern um eine ſchwere Verleumdung. Der zweite Antrag 
iſt nicht neu. Als im November oder Dezember 1874 der Abg. Ma⸗ 
junke plötzlich zur Verbüßung einer rechtskräftig erkannten Strafe 
verhaftet wurde, erregte der Vorfall große Senſation, und man zwei⸗ 

n baftung nach $ 31 der V Aeta ee 
ei. 2730 ner langen Debatte erkannte man zwar die Zuläſſigfeit 
an, beſchloß aber auf Antrag Hoverbeck's eine Reſolution, nach wel⸗ 
cher der Reichskanzler zur Veranlaſſung einer Deklaration des 6 31 
in der 1 cee wurde, daß während der Sitzungs⸗Pe⸗ 
riope jedwede Verhaftung eines Abgeordneten, obne Genehmigung des 
Reichstages ausgeſchloſſen zſein ſollte. Da die Regierungen der 
Reſolution keine Folge leiſteten, ſtellte ich einen daſſelbe be⸗ 
zweckenden Antrag, der damals nicht mehr zur Bera hung kam und 
in der nächſten Seſſion abgelehnt wurde. Diefer Antrag richtete ſich 
aber nur auf den Fall einer Verbaftung und wollte nicht dem Reichs⸗ 
tage die Initiative geben, bei einer ſchon vor Beginn der Sitzungen 
begonnenen BETEN t; wir wollten nicht, daß der Reichstag jederzeit 
die Entlaſſung eines Mitgliedes aus der Strafhaft fordern könnte; 
dies ſchien bedenklich im Intereſſe der Autorität der Richterſprüche Wie 
gerecht dies Bedenken war, erfehen Sie aus der extravaganten Kritik 
des Antragſtellers über den Urtheilsſpruch. Wir nehmen auch heute 
noch unſeren damaligen Standpunkt ein. Die Beſtimmung des An⸗ 
trages, daß kein Mitglied des Reichstages „ohne Genehmigung des 
Letzteren“ während der Sitzungsperiode verhaftet oder in Strafhaft 

ehalten werde, würde dahin führen, daß jeder Strafgefangene, der 
Reſchstagmiiglied iſt, und wäre er ſelbſt der ſchwerſte Verbrecher, ſo⸗ 
fort entlaſſen werden müßte, bis der Reichstag ſeine Genehmigung 
zur Verhaftung ertbeilt. Das iſt abſolut unmöglich und wir werden 
deshalb dagegen ſtimmen. Erſt dann wird unſere Fraktion ihren Ans 
trag wiederholen wenn fie auf eine Annahme deſſelben rechnen kann. 

Abg. v. Goßler: Dem Antragſteller ſcheint es hauptſächlich 
darauf angekommen zu fein, die inkriminirten Stellen der Bebel'ſchen 
Broſchüre unter dem Ss der Tribüne von bier aus ins Publikum 
u bringen. Ich halte es für einen unglücklichen Geſichtspunkt, den 

eichstag aufzufordern, bei jeder Gelegenheit der ag offen 
entgegenzutreten, wir Alle ftreben nach denſelben Zielen wie die Re⸗ 
gierung, wenn auch auf verſchiedenen Wegen. Der Reichstag darf 
nur da den Hebel anſetzen, wo er einen Erfolg erwarten kann Ich 
bin nun überzeugt, daß der Reichskanzler unſere Bitte ſtattgeben und 
der preußiſche Juſtüminiſter dem Reichskanzler folgen würde; aber 
was ein großer Staat, wie Preußen thun kann, vermag ein kleinerer 
nicht zu thun, der ſeine Souveränetät eifriger hüten muß Ueberdies 
hat nicht der einzelne Reichstagsabgeordnete, ſondern nur der Reichstag 
als ſolcher Privilegien. Wenn die Soyialdemofraten die Feſtyaltung 
in der Strafhaft von der Genehmigung des Reichstages abbängig 
machen wollen, fo ift das faktiſch unhaltbar und logiſch unmöglich. 
Wir lehnen den Antrag auch hauptſächlich deshalb ab, weil nicht fort- 
während an der Verfaſſung gerüttelt werden ſoll. Die Verfaſſung iſt kein 
Lehrbuch, von dem immer neue verbeſſerte Ausgaben erſcheinen, ſon⸗ 
dern ein Grundgeſetz, deſſen Stetigkeit und Heiligkeit immer mehr er⸗ 
kannt werden muß; nur hochpolitiſche Gründe können zu einer Ver⸗ 
änderung der Verfaſſung veranlaſſen. Die fortwährende Betonung 
der Ehre und Würde des Reichstages durch den Antragſteller, könnte 
böchſtens dazu beitragen, den Werth dieſer Würde zu vermindern. 
Wenn die Parteigenoſſen des Antragſtellers, dieſer Würde eingedenk, 
ihre Leidenſchaft außerhalb des Hauſes vor dem Volke beherrſchen, ſo 
werden ſie derartige Anträge nicht x ſtellen brauchen. 

Abg. Reichenſperger (krefeld): Der erſte Antrag iſt, wie 
ſchon in früheren Verhandlungen unſrerſeits betont worden, mit 8 31 
der Verfaſſung nicht vereinbar; aus dem zweiten würde die ſofortige 
Entlaſſung eines jeden inbaftirten Reichstagsmitgliedes beim Beginn 
der Sitzungen ohne Weiteres folgen. Das iſt ein Zuſtand, den ich 
bei aller Liebe für die Freiheit der Verhandlungen und die Rechte des 
Volkes a wünſchen kann. Unſere Fraktion wird daher gegen die 
Anträge ſtimmen. 

Als Mitantragſtellec erhält noch Haſenclever das Wort, 
der das * Bebel's damit erklärt, DR er dem Reichskanzler 
im Hauſe nicht habe entgegentreten können ie Angriffe des Reichs⸗ 
kamziers gegen die Sozialdemokratie ſeien mindeſtens eine extravagante 
Kritik, und wenn er ihr die Schuld an dem Nothſtand zuſchiebe, ſo 
fet das eine ſchwere Verleumdung. (Vize Präſident v. Stauffen⸗ 
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berg ruft den Redner zur Ordnung.) Derſelbe weiſt dann noch 
den Einwand Hoffmann's zurück, daß nach dem Antrage auch ſchwere 
Verbrecher entlaſſen werden müßten; ſolchen Menſchen würden die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt, fie gingen alſo auch ihres Man⸗ 
dates verluſtig. 

Der erſte Antrag Liebknecht wird gegen die Stimmen der So⸗ 


zialdemokraten und einiger Ultramontanen abgelehnt; der zweite im 


zlenum zur zweiten Berathung geſtellt werden, da die Verweifung an 
eine Kommiſſion abgelehnt wird. 

Es folgt die erſte Berathung des vom Abg. Kapp vorgelegten 

Geſetzentwürfs betreffend die Beförderung von Aus wa n⸗ 


derern. 

‚Der Antragſteller erinnert daran, daß bereits 1868 Del⸗ 
brück das Bedürfniß für ein ſolches Geſetz anerkannt habe; damals 
kam eine Vorlage nicht zu Stande, weil man die Frage im Wege in⸗ 
ternationaler Verträge regeln wollte. Redner analyfirt dann den von 
ihm eingebrachten Entwurf. Die Frage der Befugniß zum Gewerbe⸗ 
betriebe von Aus wanderungsunternehmern und Agenten fol Reichs⸗ 
angelegenheit werden; die Konzeſſion fol gegen Kaution ertheilt wer⸗ 
den und nicht jeder Zeit widerruflich ſein. Denn je freier und offener 
man dieſen Geſchäftsbetrieb geſtatte, deſto beſſer würden die Inter⸗ 
eſſen der Auswanderer befördert. Ein anderer Abſchnitt enthält die 
Sicherheits vorſchriften für die Beförderung nach überſeeiſchen Län⸗ 
dern, ein dritter die Strafbeſtimmungen. Der Entwurf würde einer 
Kommiſſion von 14 Mitgliedern zu üherweiſen fein. 

Präſident Hofmann: Eine Erklärung im Namen des Bun⸗ 
desrathes kann ich nicht abgeben, weil ſich derſelbe noch nicht mit der 
Sache befaßt hat. Die Geſetzgebung . Sorge tragen für Leben 
und Geſundheit der Ausmanderer, und für die Regelung des Ges 
werbebetriebes, der ſich auf das Aus wanderungsweſen bezieht. In 
Bezug auf den erſten Punkt ſtimmen die Vorſchläge des Abg. Kapp 
mit denen überein, welche die 1868 vom Bundesrathe eingeſetzte 
Kommiſſion gemacht hat. Ein dringendes Bedürfniß, dieſen Gegen⸗ 
ſtand von Reichs wegen zu regeln, liegt aber nicht vor, weil dieſe 
Beſtimmungen mittlerweile von den Partikularſtaaten, beſonders von 
Hamburg und Bremen zum Oeſes erhoben find, und ihre Alis⸗ 
ührung von den Reichskommiſſarten überwacht wird; Beſchwerden 

nd auch nicht erhoben worden. Die Regelung des Gewerbebetrie⸗ 
es der Auswanderungs Unternehmer iſt nicht in Uebereinſtimmung 
f ungen. Schon bei der Gewerbeordnung 
hielt man es für nothwendig, dieſem Gewerbe eine beſondere Rege⸗ 
lung zu Theil werden zu laſſen, weil es nicht angängig erſchien, das⸗ 
ſelbe den zur Förderung des nationalen Wohlſtandes dienenden Ge⸗ 
werben gleichzuſtellen. Ein Spezialgeſetz iſt bisher nicht zu Stande 
gekommen, nicht nur weil internationale Verhandlungen deswegen 
2 waren, ſondern auch beſonders, weil der Gegenſtand große 
Schwierigkeiten darbot. In Hamburg und Bremen kann jeder Un⸗ 
beſcholtene, nach Stellun i 
nun dieſe Städte das kleinſte Kontingent der Auswanderer ftellen, jo 
ſenden die Unternehmer ihre Agenten in die übrigen Bundesſtagten. 
Dieſe ſchützen ſich dagegen, indem ſie die Agenturen 3 
und zwar unter ſteter Widerruflichkeit der Konzeſſion. enn 
Vorſchlag des Abg Kapp N würde, ſo wäre damit jede 
Beſchränkung aufgehoben. an hat nun freilich ſchon ausgeführt, 
die Agenten ſpielten nur eine kleine Rolle; aber fie werden jedenfalls 
eine bedeutendere Rolle ſpielen, wenn das Geſchäft von allen Schran⸗ 
ken befreit würde. Es iſt ſehr gefährlich das Gewerbe freizugeben; 
die ee werden ſchwerlich auf ihr Konzeſſions recht 
verzichten. 
: g Zimmermann: Die Verhandlungen mit den auswär⸗ 
tigen Ländern haben einen wünſchenswerthen Erfolg nicht gehabt, 
trotzdem die internationalen Geſichtspunkte bei dieſer Materie zahl⸗ 
reich ſind. Ich möchte aber konſtatiren, daß der Reichstag und das 
Reich internationalen Verträgen nicht abgeneigt iſt. Beſonders wäre 
ein Entgegenkommen Englands wünſchenswerth, welches wegen ſeiner 
vielen Kolonien und wegen der dort geltenden Vorſchriften für die 
Einwanderung für die Frage der wichtigſte Staat iſt. Ohne inter⸗ 
nationale Gerichte kann natürlich eine Regelung dieſer Materie auf 
internationalem Wege nicht erfolgen, aber England hat ja ſchon bei 
der Schifffahrtsakte von 1873 ſein Entgegenkommen bewieſen. Bei 
Gelegenbeit des vorliegenden Geſetzes könnte zugleich eine Regelung 
der mangelhaften en der Auswanderungs-Kommilfion ein⸗ 
treten. In England z. B. ſind dieſe Beamten ermächtigt für unbe⸗ 
mittelte Auswanderer, deren Rechte verletzt find, Klage anzuftrengen, 
und fie haben auf dieſe Weiſe im letzten Jahre 60 — 70000 Mark ein⸗ 
ezogen. Es wäre übrigens zu wünſchen, daß die Berichte dieſer 
ommiſſare etwas ſachlicher wären und auch die Geſetzgebung anderer 
Länder berückſichtigen. 
Der Geſetzentwurf wird einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern 
überwieſen. 


Es folgt der Antrag des Abg. Zimmermann, den Reichs⸗ 
kanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu kragen, daß dem Reichstage bald 
thunlichſt eine Geſetzes vorlage gemacht werde, wodurch das Wechſel⸗ 
ſtempelſteuergeſetz vom 10. Juni 1869, beſonders der 8 2 deſſelben, mit 
der neueren Geſetzgebung in Uebereinſtimmung gebracht werde. 

Der Antragſteller rekapitulirt die Geſchichte des Antrages, 
der den Zweck hat, den Stempelſteuertarif, der noch nach dem alten 
Münzſyſtem berechnet fei, in Uebereinſtimmung mit der Markrechnun 
zu bringen. Schon unzählige Male habe der Antrag dem Hauſe 
vorgelegen, ohne indeſſen ein anderes Reſultat zu erzielen, als die 
Erklärung der Regierung, daß ſie der Frage näher treten werde 
Es handle ſich allerdings nicht um eine bloße Umrechnung des Tarifs, 
die vielfach zu Bruchpfennigen führen wülrde, ſondern man müſſe 
gleichzeitig eine Abänderung der einzelnen Sätze vornehmen, die an 
der Tendenz des Geſetzes, den Wechſelverkehr mit % pro Mille zu 
beſteuern, möglichſt feſthält und zugleich eine Abrundung nach Make 
gabe des gegenwärtigen Rechnungsſyſtems herbeiführt. Das Be⸗ 


dürfniß der Geſchäftswelt nach endlicher Regelung der Ange⸗ 


legenheit ſei ein dringendes; er empfehle deshalb die Annahme des 
Antrages. 


Bundesraths⸗Kommiſſar Geh. Rath Aſchenborn erklärt, 
daß die 1 ie aus dem Votum des Hauſes Veranlaſſung nehmen 
werde, die Aufgabe ihrer Löſur entgegenzuführen. Wenn dies bis⸗ 
her nicht geſchehen ſei, fo hab dies feinen Grund darin, daß die Re 

tierung die Regelung der Frage zwar für nothwendig, nicht aber 
f. dringlich gehalten habe, daß man damit nicht warten könnte, bis 


0 
die in Ausſicht genommene ge Reviſion der 


einer Kaution die Gewerbe betreiben. D a 


r 
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Intervalle des Tarifes. Dieſe letztere Frage bedürfe einer ſorgfäl⸗ 
tigen Erwägung. 

Abg. Zimmermann erwidert, daß er den Nachweis der 
Dringlichkeſt ſeines Antrages für ü dust gehalten habe, 
nachdem die Regierung ſelbſt die Nothwendigkeit aner⸗ 
kannt habe. Auf die Frage der anderweitigen Abſtufung der Inter⸗ 
valle, die vielleicht zugleich mit der Regelung der Behandlung aus⸗ 
ländiſcher und im Auslande domizilirter Wechſel NN werden könne, 
ei er abſichtlich nicht eingegangen, weil er geglaubt habe, der Aus⸗ 

zn. . ſeitens der Regierung in keiner Weiſe präju⸗ 
ren zu ſollen. 

g. Reichen ſperger (Krefeld) if age Daß, ber 
Vorredner ſich durch feinen Antrag den Dank der Geſchäftswelt er⸗ 
worben habe. Durch eine Hinausſchiebung der Regelung bis zu 
einer generellen Reviſion der Stempelſteuer⸗Geſetzgebung würde man 
die Sache ad Oalendas Graecas vertagen. Der Mangel an Petitionen 
beweiſe durchaus nicht, daß ein Bedürfniß im Publikum nicht vor⸗ 
handen ſei; vielmehr erkläre ſich derſelbe aus der Zuverſicht, da 
die Regierung, nachdem ſie wiederholt die nen keit einer Re⸗ 
gulleung der Yngelegenbeit anerkannt habe, endlich ſelbſt die Initiative 
ergreifen werde. = 

bg. Bamberger legt dagegen Verwahrung ein, daß die 

des Abg. Ammermann nur im Zuſammen⸗ 

hange mit einer allgemeinen Stempelſteuerreform zum Austrag brin⸗ 
en wolle. Die wichtige Angelegenheit würde dadurch ganz unge⸗ 
dä elch inausgeſchoben werden, ohne daß ein Ne 
Fragen eine ſolche e rechtfertige. Es handle ſich hier zu⸗ 
nächſt um rein formale Verbeſſerungen unſeres geſetzlichen Zuſtandes, 
ewiſſermaßen um eine einfache Vollziebung der mit Annahme der 
Münpreform bereits feſtgeſtellten Geſetzesbeſummungen und um Be 
ſeitigung eines formalen Widerſpruchs zwiſchen dem Wechſelſtempel⸗ 
geſetz und unferem Münz⸗ und Rechnungsſyſtem. Die Ausführung 
des Antrages Zimmermann noch weiter hinausſchieben, heiße nichts 
Anderes, als bei dem letzten Kapitel einer Reform ſtehen bleiben, die 
man bereits ſeit 5 Jahren durchgeführt hat. Der Mangel an Peti⸗ 
tionen ſpreche durchaus nicht gegen das Vorhandenſein eines Beditrf- 
niſſes; die Geſchäftswelt halte es nach den wiederholten Erklärungen 
der Regierungen für überflüffig, das Haus noch mit Petitionen zu 
behelligen, und wende ſich lieber an einzelne Mitglieder. von denen 
ſie glaube, daß ſie ſich für die Sache intereſſtren. Noch heute ſei ihm 
elbſt der Wunſch eines Handlungshauſes ausgeſprochen worden, die 
ngelegenheit jo bald als möglich in Ordnung zu bringen. Wenn 
die Regierung Andeutungen darüber wünſche, wie die Geſchäftswelt 
ſich die Regulirung der Sache denke, ſo erinnere er daran, daß nach 
den Motiven des Wechſelſtempelgeſetzes die Abſicht dieſes Geſetzes 
dabin geht, einen Stempel von % pro Mille zu erheben. Dieſer 
Abſicht ſo nahe wie möglich zu kommen, ſei eine Pflicht der Detail⸗ 
ausführung. Wenn man nun auch nicht pedantiſch bei den einzelnen 
Steuerſätzen an jener 3 in der Weiſe feilzuhalten brauche, daß 
bei der kleinſten Stufe ſofort ein neuer Geldausdruck für die Steuer 
efucht werden müſſe, jo empfehle es ſich doch, bei den unterſten Stu⸗ 
en, dem arithmetiſchen Verhältniſſe ſo nahe als möglich zu kommen 
und deshalb von 100 bis 1000 Mark die Abſtufung wenigftens fo, 
wie der Abgeordnete Sombart ſie früher verlangte, von 200 zu 200 
eintreten zu laſſen. Komme man über 1000 hinaus, ſo brauche man 
nicht mehr fo ängſtlich erwägen, ob der Betrag der Steuer um 
einige Pfennige über das feſtgeſetzte Verhältniß binausgehe oder 
dahinter zurückbleihe. Es genüge, bei 1500 noch einen Abſchnitt zu 
machen und dann die Stufen von 1000 zu 1000 fortſchreiten zu laſſen 
Käme auf dieſe Weiſe eine Geſetzesvorlage zu Stande, ſo dürfte ſie 
auf die Sunn inan, des Kaufmannsſtandes zu rechnen haben und 
würde keinen finanziellen Ausfall im Verhältniß zum früheren Maß⸗ 
ſtabe bringen. Da nach den Aeußerungen vom Regierungstiſch dien 
noch einige Zeit dauern könne, ſo wolle er auf einen dringenden und 
ſchon a5 zu berückſichtigenden Punkt hinweiſen: daß inzwiſchen die 
Handhabung des e weniger hart und Bie Belt aus⸗ 
geführt werden möge, als dies jest vielfach gefäche Die Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes ſeien komplizir! und würden nicht immer leicht ver⸗ 
anden. Allerdings müſſe der Geſetzesübertreter beſtraft werden, 
aber nicht zu wörtlich, namentlich wenn er bona fide gehandelt. Erſt 


neuerdings ſei folgender Fall 1 feiner Kenntniß gekommen: Ein aus⸗ 


ländiſches Haus ſandte an ein deutſches einen Wechſel auf Berlin, 
blos um die Akzeptirung zu Wen Das inländiſche Haus klebte, 
da vor der Akzeptirung der Wechſel geſtempelt ſein muß, die Marke 
auf, annullirte ſie und in dieſem Zuſtand wurde der Wechſel akzeptirt. 


Das Haus ſchickte darauf den Wechſel an ſeinen Korreſpondenten im 


Ausland und dieſer offerirte ihn derſelben Firma, um ihn zu 3 5 
ren. Die deutſche Firma gab den Wechſel der Reichsbank zur Dis⸗ 
— — und die Reichsbank erklärte ihn für ungültig geſtempelt, da 
die Stempelung vor dem erſten inländiſchen Giro ſtattfinden müſſe. 
Nun ſtehe aber ſchon vor dem Giro das engliſche oder framzöſiſche 
Haus, folglich würde hier eine Stempelſtrafe eintreten und deshalb 
wies man den Wechſel zurück. Hier ſei aber nicht blos bona fide, 
Ken auch im Sinne des Geſetzes gehandelt worden, Die 

undes regierung möge dafür forgen, daß die Beamten bier das 
Geſetz cum grano salis und nicht gegen den Geiſt des Geſetzes ſelbſt 


auslegen. 8 N 
Geh. Rath Aſchenborn konſtatirt, N er ausdrücklich die 
Bereitwilligkeit der Regierung ausgeſprochen habe, die im Antrage 
bezeichnete Frage auch — 7 . von der allgemeinen Stempel⸗ 
ſteuerfrage zu regeln, wenn das Votum des Hauſes die ni ae 
anerkennen follte. Den Mangel an Petitionen habe er nur deshalb 
bervorgehoben, weil von Mitgliedern dieſes Hauſes ausdrücklich ſolche 
Petitionen provozirt worden ſeien: wenn das Publikum gleichwohl 
dieſer Provokation nicht Folge gegeben babe, ſo ſei er berechtigt ge⸗ 
weſen, feinen Schluß daraus zu ziehen. Der von dem Vorredner an⸗ 
geführte Fall einer ſtrengen 1 des Wechfelſtempelgeſetzes ſei 
nicht von einer Verwaltungsbehörde, ſondern von einem kaufmänni⸗ 
chen Inſtitut ausgegangen; die Regierung ſei deshalb kaum in der 
age, in der vom Vorredner gewünſchten Richtung etwas zu thun, 
da man es der Geſchäftswelt durchaus nicht verdenken könne, wenn 
ſie Bere der Gefahr, in Stempelſtrafe zu verfallen, rigoros 
vorgehe. 5 N Y 
Der Antrag des Abg. Zimmermann wird hierauf mit gro⸗ 
ßer Majorität an 8 enommen. . . 
Um 3% Uhr wird die Sitzung geſchloſſen und da Niemand wider⸗ 


ſpricht, 15 Minuten fpäter in aller Form eine neue mit ſelbſtſtändi⸗ 


er Tagesordnung eröffnet, um einige wichtige Vorlagen in erſter 
Beralhüng zu erledigen, d. h. an eine Kommiſſion zu verweiſen und 
dadurch den Nachtheil zu vermindern, den die Unterbrechung bis zum 
21. d. M. durch die Wiederaufnahme der Sitzungen des preußiſchen 
Landtags für die Erledigung der Geſchäfte des Reichstags etwa 
haben möchte. f x 
unächſt wird auf Antrag des Abg. Franz der Reichskamler 
aufgefordert, zu veranlaſſen, daß das gegen die Abgg. Stötzel und 
ean bei dem Obertribunal reſp. bei dem Appellgtionsgerichte in 
amm ſchwebende Verfahren für die Dauer der Seſſion ſiſtirt werde. 
odann wird die erſte Berathung der drei Geſetzentwürfe, betreffend 
die Gerichtskoſten und die Gebührenordnungen für 
Gerichts vollſieher und für Zeugen und Sachverſtändige durch den 
Die Gebührenordnung 
ſt im Einführungsgeſetz vorbehalten und ſoll nach den Beſtim⸗ 
mungen des Gerichts verfaſſungsgeſetzes 4 mit der Ge⸗ 
richts verfaſſung ins Leben treten. Bei der Ausarbeitung der Ge⸗ 
bührenordnung für den Zivilprozeß erkannte man es als natürliche 
Konſequenz. daß auch das Gebührenweſen des Kriminalprozeſſes einer 
allgemeinen Regelung unterworfen wurde, desgleichen die Gebühren 
des Konkurs verfahrens. Mein Wunſch wäre geweſen, noch einen 
Schritt weiter zu gehen, und auch die Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte zu regeln, um fo das ganze Gebübrenweſen einheitlich zu 
regeln. Es mußte aber davon Abſtand genommen werden; denn ich 
war überzeugt, daß wenn irgend ein Geſetz nicht wohl am grünen 
Tiſch der Bebörden gemacht werden könnte, ſondern der thätigen 
Mitwirkung aus den Kreiſen der D bedürfe, fo iſt es die 
Gebührenordnung für Advokaten. Dieſe Betheiligung herbeizuführen, 


namentlich angeſehene Advokaten zur Berathung heranzuziehen, dazu 
reichte die Zelt nicht mehr aus; es ſteht zu hoffen, daß es ger 
lingen wird, auch dieſes Geſetz daldigſt fertig zu ſtellen. Die Ent⸗ 
würfe boten große Schwierigkeiten. An Stelle von 67 verſchiedenen 
Gebührenordnungen ſollte eine einheitliche treten, und zwar aufgebaut 
auf einem Prozeßgeſet, welches allerdings ſeit mehreren Jahren in 
den 8 ſteht, aber noch nicht praktiſch ausgeführt iſt. Diefe 
anomale Lage zwang alſo, lediglich Probabilitätsrechnungen aufzu⸗ 
machen. möchte an einen Vorgang in Preußen erinnern Vor 
20 Jahren wollte Preußen ſeine Gebüßrenordnung die auf Einzel⸗ 
fügen beruhte, in Pauſchſätze verwandeln. Der Geſetzentwurf kam 
damals anderer Verhältniſſe wegen nicht gleich zu Stande, und die 
Regierung benutzte den ihr 9 Zwiſchenraum, um bei 3 
Gerichten Berechnungen ante en zu laſſen, wie ſich die Gebühren 
nach dem neuen Geſetze dem alten gegenüberſtellen würden. Dieſe 
zahlenmäßigen Aufſtellungen ergaben nun, daß nach dem neuen Geſetz 
ein Ausfall von 18 Prozent entftehen würde. Wenn ein ſolcher 
Da in Preußen vorkommen konnte, wo nur eine Gebührenordnung 

ſtand, und die Umgeſtaltung derſelben ſich an eine lange Jahre 
beſtehende Prozeßordnung anſchloß, ſo wird es jetzt noch viel mehr 
möglich fein, daß wir fehlgegriffen Haben. Der Geſetzentwu 
erkennt dies auch an, indem er vorſchreibt, daß nach fün 
Jahren eine Reviſion erfolgen ſoll. Der leitende Gedanke war, 
die Gebührenſätze nicht ſo niedrig zu greifen, 1 0 daraus 
die Gefahr eines Ausfalls entſteht. Vielleicht find einzelne Gebühren» 
ſätze zu hoch geaifien; aber ſachverſtändige Perſonen behaupten den⸗ 
noch, daß ſich in einzelnen Staaten, z. B. in Preußen und Baiern 
ein Ausfall ergeben würde. Das kann ich aber nicht von allen Staa⸗ 
ten ſagen. Es iſt zweifelhaft, ob eine billige Juſtiz ein wünſchens⸗ 
werthes Gut ſei, ob nicht dadurch vielmehr die Prozeßſucht gefteigert 
werde. Württemberg hat eine außerordentlich billige Juſtiz, ja die 
Strafrechtspflege iſt ganz umſonſt; für dieſen Staat iſt es alſo eine 
ſtarke Zumuthung, dagegen etwas anderes einzutauſchen. Aber dies 
Eingreifen war, nachdem das Geſetz die Einheit der Gebührenord⸗ 
nung vorſchrieb, nicht zu vermeiden. Ergiebt ſich, daß einzelne Sätze 
zu hoch gegriffen find, fo kann man ſie nach einigen Jabren erniedri⸗ 
vn; dazu wird jeder Reichstag gern die Hand bieten. Außerordent⸗ 
ich ſchwer wird es aber ſein, ja vielleicht unmöglich, zu medrig ges 
ba Sätze zu erhöhen, nachdem das Volk ſich an dieſelben gewöhnt 
at. Darum bitte ich Sie im Voraus, ſich von Vergleichungen mit 
den niedrigſten, jetzt beſtehenden Sätzen nicht alhuſehr beſtimmen zu 
laſſen. Die Regierungen haben eine große Selbſiverleugnung geübt 
und nur dadurch iſt es möglich geworden, die . eute 
ſchon vorzulegen; Sie werden gewiß einer nicht geringen Selbſtver⸗ 
leugnung bedürfen, um das Geſetz haldigſt zu erledigen. Aber ich 
hoffe, daß wir bald zu einer Verſtändigung kommen werden. 

Abg. Bähr (Kaſſel): Es jet ein empfindlicher Mangel der Vor⸗ 
lagen, daß ihnen nicht ein Geſetzentwurf über die Anwaltskoſten bei- 
gefügt worden Es käme darauf an, zu wiſſen, wie doch ſich die Pro⸗ 
zeßkoſten im Ganzen belaufen. Bei der Berathung der Vorlagen ſei 
es durchgus erforderlich, daß die Prinzipien, nach welchen die An⸗ 
waltsgebühren behandelt werden ſollen, ſoweit als thunlich, der Kom⸗ 
miſſion mitgetheilt würden. Erſt auf dieſer Grundlage könne man be⸗ 
urtheilen, wie die Vorlagen auf das ganze Prozeßverfahren wirken 
werden. 

Die drei Vorlagen werden an eine Kommiſſion von 21 Mitglie⸗ 
dern verwieſen, die ſofort, ebenſo wie die für den Kapp'ſchen Geſetzent⸗ 
wurf, beſchloſſene nach der beu gen Sitzung gewählt und ſich konſtituiren 
wird. Schluß 116 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag, 21. März, 2 
Uhr. (Etat und kleinere Vorlagen.) 


Vom Landtage. 
18. Sitzung des Herrenhanſes. 


ren, 13. März. 2 Uhr. Am Miniſtertiſche mehrere Kom⸗ 
miſſarien. 8 

Neu eingetreten iſt der Fürſt Hermann zu Hatzfeld und Trachen⸗ 
berg als erbliche Mitglied. Gnobden ſind ſeit der letzten Sitzung 
die Mitglieder: Oberbürgermeiſter Beyer in Potsdam, Oberbürger⸗ 
meiſter Prüfer in Dortmund und Major a. D. von Bredow auf 
Brieſen bei Frieſack. Das Haus ehrt das Andenken der Verſtorbenen 
durch Erheben von den Plätzen. 1 

Aus Anlaß der Vermählungsfeierlichkeiten am königlichen Hofe 
am 18. Februar d. J. hat das Präſidium Glückwunſchſchreiben an 
Se. Maieſtät den Kaiſer, an den Kronprinzen und an den Prinzen 

riedrich Karl gerichtet. Se. Majeſtät der Kaiſer hat den Dank da⸗ 

r dem Pröſidenten bei dem Galadiner am 20. Februar ausge⸗ 
prochen und denſelben mit Uebermittelung dieſes Dankes an das 
gem beauftragt. Von dem Kronprinzen und dem Prinzen Friedrich 
arl ſind beſondere Dankſchreiben eingegangen. 
rſter Gegenſtand der Tages⸗ Ordnung iſt die einmalige Schluß ⸗ 
berathung über den Bericht, betreff, die Verwaltung des Hin⸗ 
terlegungsfonds für das Jahr 1877. \ 

Der Berichterſtatter Freiherr v. Tettau beantragt in Ueber- 
8 — mr dem Hauſe der Abgeordneten den gesetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Bericht über die Verwaltung des Hinterlegungsfonds im 
Jahre 1877 durch die Mittheilung des Finanzminiſters vom 21. Ja⸗ 
nuar 1878 für erledigt zu erklären. 

Der Antrag wird angenommen. 

Es folgt die einmalige Schlußberathung über den Neunundzwan⸗ 
zigſten Bericht der taatsſchulden⸗Kommiſſion 
über die Verwaltung des Staatsſchulden weſens 
im Jahre 1876. 

Der Bexrichterſtatter Graf v. d. Schulenburg⸗Angern 
beantragt die Berichterſtattung der Staateſchulden⸗Kommiſſion über 
die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens im Jahre 1876 durch 
55 Bericht vom 7. Januar 1878 auch ſeinerſeits als erledigt zu er⸗ 

ären. 

Der Antrag wird angenommen. 

Es folgen Petitionen. 

Die Petitionen des Landesdirektors der Provinz Preußen, reſp. 
des Provinzialausſchuſſes der Provinz Brandenburg und des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes des kommunalſtändiſchen Verbandes des Regie⸗ 
rungsbezirks Kaſſel, wegen Erwirkung eines Geſetzes zur Ausführung 
des 8 36 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874, betreffend: die 
Reiſekoſten und Diäten für die Zivilmitglieder der Obererſatzkom⸗ 
miſſionen, beantragt die Petitionskommiſſton durch ihren Referenten 
v. Schöning der Staatsregierung mit dem Erſuchen zu überweiſen, 
die Tagegelder und Reiſekoſten der bürgerlichen Mitglieder der Ober⸗ 
erſatzkommiſſion auf die Staatslaſſe zu übernebmen. 

Regierungskommiſſar Geb⸗Rath Haaſe erklärte ſich gegen den 
Kommiſſionsantrag, weil nach der Lage der betreffenden Geſetzgebung 
der Staat zur Tragung dieſer Koſten durchaus nicht verpflichtet ſei. 

Haſſelbach will auch die Staatskaſſe nicht unnöthig belaſten, 
wenn die Zivilmitglieder der Obererſatzkommiſſion nicht unbedingt 
nöthig ſind, was er bezweifele. x ; j 

Graf Arnim ſtimmt dieſer Auffaſſung bei; da aber dieſe Mit- 

lieder geſetzlich gewählt werden müſſen, fo ſei es billig, daß der 
at auch den für ſeine Zwecke beſtimmten Beamten die Unkoſten 

ezahle. 3 N 

v. Knebel⸗Döbe itz iſt gleicher Anſicht, welche durch feine 
Erfahrung als Landrath befeſtigt iſt. 

Nach einem Schlußworte des Referenten zu Gunſten des 
Kommiſſionsantrages wird derſelbe angenommen. 

Ueber die Petition von Beſitzern von Wieſen⸗ und Ackergrund⸗ 
ſtücken in der Dornburger Elbniederung, welche ſich über die Verküm 
merung der Vorfluth beſchweren, geht das Haus auf Antrag des 
Berichterſtatters Grafen von Brühl zur Tagesordnung über. 

dn Mitgliedern der Staatsſchulden Kommiſſion wählt das Haus 
auf Antrag Hafſelbach's durch Akelgmation die bisherigen Mit⸗ 
glieder, den Grafen zur Lippe und Dr. Fleck. 

Schluß 3% Uhr Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr. (Aus⸗ 
führungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz.) 


Brief⸗ und Zeitungsberichte. 
Berlin, 13. März 


— Die „Kreuz⸗Ztg.“ meint, es flehe zu erwarten, daß das Ple 
num des Reichstags den ſchon erwähnten Antrag der Wahlprüfungs⸗ 
kommiſſton, die Wahl des Herrn v. Nathuſins⸗Lu dom (ö 
mindener Wahlkreis) zu kaſſtren, genehmigen werde. Die Wieder wahl 
des Herrn v. Nathuſtus ſieht das Blatt indeß um ſo ſicherer voraus, 
„ald derſelbe ſchon bei der letzten Wahl gegen 1000 Stimmen mehr 
hatte, als der nationalliberale Gegenkandidat und nur, weil gleichzei⸗ 
tig noch ein Kandidat der Sozialdemokratie zu überwinden war, eine 
geringe abſolute Majorität behielt.“ 
— Der frühere General⸗Direktor im rumäni i i 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts, Geor zn 91 Ne 
iſt, wie der „Reichs Anz.“ meldet, von dem Gürſten von Rumänien 
an Stelle des jeitherigen Vertreters Alexander Degre, zum diplo⸗ 
matifben Agenten in Berlin beſtellt und bat dem Staats⸗ 
2 engen Ball, eher han Bülow, fein von 
rumäniſchen Miniſterium in dieſer Veranla i 
Beglaubigungsſchreiben überreicht. 68 
— Unter dem Vorſitz des Fabrikbeſitzers Kalle aus i 
am 10. d. bier der Vorſtand des Vereins zur Wahrung der Sure 
der chemiſchen Induſtrie Deutſchlands zuſammen, um über die Mittel 
zur Herbeiführung der Steuerfreiheit für denaturirten 
S piritus zu berathen. Als Vertreter des Reichskanzleramtes nahm 
der Geh. Roth Huber an den Verhar lungen Theil. erſelbe er⸗ 
kannte die U belſtände, welche durch die Dieparität der Branntwein⸗ 
beſteuerung in Nord, und Süpdeutſchland herbeigeführt find, in vollem 
Umfange an. Um enſelben abzuhelfen, habe bereits der Reichskanzler⸗ 
amtspräſident ein Rundschreiben an ſämmtliche Regierungen erlaffen 
um die Frage, ob es möglich ſei, den zu induſtriellen Zwecken bes 
ftimmten Spiritus ſteuerfrei zu laſſen, einer Erörterung zu unter⸗ 
ziehen. Mit Ausnahme von zwei Kleinſtaaten hätten ſich ſämmtliche 
Regierungen zu Gunſten einer ſolchen Maßregel ausgeſprochen. Die 
Antwort Preußens ſtehe noch aus, werde ſich aber ohne weifel gleich⸗ 
falls im Sinne der Majorität ausſprechen. Für die Großinduſtrie 
deren Betriebsſtätten einer wirkſamen Aufſicht unterzogen werden könn⸗ 
ten, würde die Regierung in der Lage ſein, den Wünſchen der Indu⸗ 
ſtrie inſofern entgegemukommen, als fie bei der Wahl des Denatuxrirungs⸗ 
mittels auf die ſpeziellen Bedürfniſſe des Fabrikationszweiges Rüclſicht 
nehmen und im Hinblick auf die Möglichkeit einer Nebenkontrole von 
derjenigen Strenge des Denaturirungs verfahrens, die bei dem in den 
Kleinbandel gebrachten Spiritus unerläßlich jet, etwas nachzugeben, 
Die Schwierigkeit der Frage liege vorzugsweiſe in der Aufgabe, dieſen 
für den freien Verkehr beſtimmten Spiritus ſo zu denaturiren, daß eine 
Renaturirung und eine Verwendung als Genußmittel abfolut us⸗ 
eſchloſſen ſei. Nach einer lebhaften Debatte beſchloß die Verſamm⸗ 
ung, der Regierung als generelles Denaturirungsmittel für den zum 
Kae beſtimmten Spiritus in erfter Linie rohen Holzgeiſt von höch⸗ 
ens 40 pCt. reinen Methyl Alkohols, in zweiter Ane neben dem 
Holzgeiſt, Terpentinöl, ſtinkendes Thieröl, Benzol, Kampfer und Pe⸗ 
troleumäther zu empfehlen. Gleichzeilig fol die Regierung erfucht 
werden, bei der Denaturirung des von der Großinduftrie zu verwen⸗ 
denden Spiritus von der Förderung einer abſoluten Zuverläſſigkeit 
des Denaturirungsmittels um ſo mehr nachzugeben und den ſpeziellen 
rn En Ran RS eu ee je mehr ſie in der 
0 3. durch eine Nebenkontrole Garantieen oͤglichkei 
eines Mißbrauchs zu gewinnen. ee 
— Die hieſige Polizeibebörde hat nach der „Berl. Fr. Pr.“ di 
Aufforderung zum Austritt aus der Lande sische für 
„groben Unfug“ erklärt und deshalb unterfagt. 


Tokales und Proninzielles. 
Deen, II NM 
Stadtverordnetenſitzung wurde 
nach einer kurzen vertraulichen Beſprechung die Wahl für die neu 
kreirte Stadtrathsſtelle vertagt. 

r. Bei Auflöſung der alten Poſener Landſchaft ſind 

denjenigen Beamten, welche ſich um dies Inſtitut durch langjährige 
Thätigkeit beſondere Verdienſte erworben haben, folgende Auszeich⸗ 
nungen verliehen worden: dem General Landſchafts⸗Direktor von 
Morawski und dem General⸗Landſchaftsrath v. Zoltowski 
(Mieſzkowo) der Kronen ⸗ Orden III. Klaſſe, dem Kaſſenkurator 
v. Chlebowski und dem Kaſſen⸗Rendanten Kronkowski der 
Rothe Adler⸗Orden IV. Klaſſe. 
— Der im pieranier Kirchentumults⸗Prozeſſe 
wegen Störung des Gottesdienſtes und Landfriedensbruchs im Jult 
1876 vom bromberger Schwurgerichte zu 2 Jahren Gefängniß ver⸗ 
urtheilte frühere Gutsbeſitzer Alfons v. Duſzyns ki aus Glojkowo 
iſt, wie die „Br. 3“ hört, dieſer Tage aus dem bromberger Gerichts⸗ 
gefängniſſe entlaſſen worden, da ihm der Reſt der Strafe (ca. 4 Mo⸗ 
nate) im Wege der Gnade von Sr. Majeſtät dem Kaiſer erlaſſen 
worden iſt. 


— In der geſtrigen 


X. Mef ritz, 12. März. [Plötzlicher Todesfall]! Am 
Sonnabend, den 9. d. Mts., kb endete ein plötzlicher Herzſchlag das 
Leben des hieſigen Fabrikbeſitzers und Kreis⸗Spaxkaſſen Rendanten 
Wotſchke. Der Tod des im beſten Mannesalter Dahingeſchiedenen 
wird ſowohl von Seiten der ganzen Stadt als auch von den ihm in 
ſeiner amtlichen Eigenſchaft vorgeſetzten Kreisſtänden ſehr beklagt, da 
derſelhe ſich der allgemeinen u Meat ſeiner Vorgeſetzten wie auch ſei⸗ 
ner Mitbürger ſtets in hohem Maße erfreute. 


$ Wreſchen 12 Mär; [Gefundene Leiche.] Heute frü 
Wirte Reime al e le de mit N 
idel todt vorgefunden. ichen Recherchen 
ben, ob bier ein Mord oder Selbstmord vorliegt. R 
Aus dem Kreiſe Wongrowitz, 10. März. [Unwetter 
In den letzten Tagen ber vergangenen Woche wütbete in unferenz 
Kreiſe ein heftigen netter, welches auf vielen Stellen einen großen 
Schaden anrichtete; u. A. wurde von dem Sturme der ganze Dachſtuhl 
eines Viehſtalles auf Dom Robortowo bei Janowitz herabgeriſſen. 
ehrere Kühe wurden erſchlagen, andere beſchädigt. Der dortige 
Vogt B., der feine beiden Kühe in dem Stalle fteben batte und die⸗ 
ſelben retten wollte, wurde von einem Dachſtücke getroffen und trug 
nicht unerhebliche Verletzungen davon. 

Bartſchin, 11. März. [Hazard büche 1] Schon vor Jab ren 
bildete ſich in unſerem Städtchen allmählich eine Templergeſellſchaft. 
Möglichſt geheim vereinigten ſich die Mitglieder Abends in einer 
Kneipe, ſchloſſen ſich von der anweſenden Geſellſchaft ab und fröbnten 
dann die Nacht hindurch ihrem Treiben, indem ſie einfältige Leute 
aus der Stadt und vom Lande an ſich lockten und durch pingt⸗et-un 
oder im Tempeln deren Geld an ſich brachten. Der Polizei et 
diefe Dinge nicht unbemerkt bleiben. Trotz aller Bemühungen gelan 
es ihr lange Zeit hindurch nicht, die Geſellſchaft bei Auslibung d 

obgleich einige Familien ſichtbar und nachweis⸗ 
Endlich kam die Sache an das Tageslicht und 
vor den Richter. Ein Gutsbeſitzersſohn aus der Nachbarſcha ließ 
ein paar Hundert Thaler ni en und konnte den Berluft nicht ver⸗ 
heimüchen. Laut Erkenntniß iſt der Beſitzer der Kneipe, in welcher 
eſpielt wurde, mit Entuebung des Konſenſeg und 300 Mar! Geld⸗ 
25 e beſtraft Wie verlautet, ſollen auch die Matadore der „Tempel⸗ 
br ni ee — 2 werden. (O. 50 
Schönlanke, 12. März. um Kirchenraub. r hie⸗ 
ſiger Korreſpondent hat in Nr. 10 Ihrer Zeitung mit 10 — 


Spieles zu erkappen, 
lich dadurch litten. 


\ 


P 
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ſchnelle Ergreifung der beiden Kirchenräuber lediglich der angeſtreng⸗ 

tigkeit der ieſigen Polizeiverwaltung zugeſchrieben. Dieſes 

Verben ge allen der Genfenbünbler Gerſtgarbe. Dieſer lenkte 
erdacht auf zwei Individuen, welche am T. 

bls im De Gaftboſe bier geweſen waren, theilte dem Bür⸗ 


die Feſtnahme der Verbrecher auf Station Aſcherbude erfolgte. 
Schneidemühl, 12. März. [Bürgermeiſterſtelle. 
Selbſtmor d. Julius Otto⸗Denkmal. Vortrag.] 
Nachdem die Regierung zu Bromberg ſich mit der en des 
Gehalts des hieſigen Bürgermeiſters auf 4700 M. inkl. 500 M. Woh⸗ 
nun mietds⸗Entſchäpigung einverſtanden erklärt hat, wird nunmehr 
die Stelle, da die Amtsperiode des jetzigen Bürgermeiſters im No⸗ 
vember cr. abläuft, ſofort ausgeſchrieben werden. Die Meldungsfriſt 
iſt bis zum 30. April d. J. ausgedehnt worden. — Heute Vormittag 
bat ſich der Zimmergeſelle Hechtfiſch von hier in der Wohnung 
einer gewiſſen Krüger, mit welcher er im Konkubinat gelebt, erhängt. 
derſelbe bald nach der That abgeſchnitten worden iſt, ſo 
konnte er doch nicht mehr zum Leben zurückgebracht werden. Ver⸗ 
muthlich hat der c. Hechtſiſch die That in einer Anwandlung von 
Irrſinn verübt. — Vorgeſtern gab der 85885 a ein 
in feinem Bereinslokale zum Beſten des Fonds zur Errichtung eines 
Denkmals für den in Dresden verſtorbenen Volksliederkomponiſten 
Julius Otto ein Konzert, wodurch eine Einnahme von 76 M. erzielt 
worden iſt, welcher Betrag nach Abzug der Koſten dem betreffenden 
Komite überſandt werden wird. Die „Liedertafel“ dagegen hat 72 
dieſem Zwecke aus ihrer Vereinskaſſe die Summe von 45 M bewil⸗ 
ligt. — Geſtern hielt Kreisſchulinſpektoer Kupfer in dem Tantow⸗ 
n Saale zum Beſten der bier im Juni cr. ftattfindenden Jahres⸗ 
er der Guſtav⸗Adolf Stiftung einen Vortrag über „Jean Jacques 
ouffeau und fein Emile.“ 


Aus dem Gerichtsſaal. 


$ Wofen, 13. März. [Preßprozeß.] In Nr. 8 des „Dzien⸗ 
nil Jann vom 10. Yamiar d. J. war unter der Ueberſchrift: „ 
Verbot, im Gymnaſium polniſch zu ſprechen“ eine Mittheilung aus 
Schrimm enthalten, nach welcher der Gymnaſtaldirektor Dr. Schnei⸗ 
der zu Schrimm es den Schülern polniſcher Nationalität dieſes Gym 
naſiums verboten haben ſollte, innerhalb der Schule polniſch zu 
ſprechen. An dieſe Mittheilung waren die Bemerkungen geknüpft, ein 
ſolches Berbot müſſe öffentlich gebrandmarkt werden; es werde durch 
dieſe Einrichtung eine Spionir⸗Organiſation a la Moscova unter den 
Schülern eingeführt ꝛc. Wegen dieſer Bemerkungen ſtellte Gymnaſial⸗ 
direktor Dr. Schneider den Antrag auf Beſtrafung des verant⸗ 
wortlichen Redakteurs des „Dziennik Pozn.“, v. Bronikowski, 
wegen Vergehens gegen 8 185 des Strafgeſetzbuches. — In der heu⸗ 
tigen Sitzung der Kriminalabtheilung des Nr gen Kreisgerichts kam 
dieſe Anklageſache zur Pause Aus der Verleſung der eidlichen 
Ausſage des Gymn.⸗Dir. Dr. Schneider ging hervor, daß die Mittheilun 
des „Dziennik Pozn.“ im Weſentlichen richlig war; es war angeordne 
worden, daß innerhalb der Schule und in Gegenwart der Lehrer von 
den Schülern deutſch, nicht polniſch, geirodhen werde, damit dieſelben 

er deutſch lernten. Wegen der beleidigenden Aeußerungen, die an 
dieſe Mittbeilung geknüpft waren, beantragte der Vertreter der 
Staatsanwaliſchaft mit Rückſicht auf die mehrfachen Borbeftrafungen 
des Angeklagten eine Geldſtrafe von 250 M. gegen denſelben. {8 
Vertheidiger fungirte Rechtsanwalt v. Ja * zewsti. Der Ge 
richtshof nahm als feſtgeſtellt an, daß eine Beleidigung des Gymna- 
ſialdirektors Dr. Schneider vorliege, und verurtheilke den Angeklagten 
zu 100 M. Geldſtrafe. 


Ei Telegraphiſche Nachrichten. 


Wien, 12. März. Die Beerdigung des Erzherzogs Franz Karl 


bat heute unter außerordentlich zahlreicher Betheiligung der Bevölke⸗ 


rung nach dem herkömmlichen Zeremoniell ſtattgefunden. Der Kaiſer, 
die Kaiſerin, ſowie ſämmtliche Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes, der 
Herzog von Aoſta, der Erbprinz von Hohenzollern, Prinz Georg von 
Sachſen, Prinz Alexander von Heſſen, die gemeinſamen, ſowie die 
öſterreichiſchen und die ungariſchen Miniſter, die Präſidenten der 
Parlamente, die Mitglieder beider Häuſer des Reichsraths und der 
ungariſchen Delegation, der Kardinal Fürſt Schwarzenberg, der Erz⸗ 
biſchof Haynald, der hieſige Gemeinderath, der Oberbürgermeiſter 
von Peſt mit einer Deputation und eine große Anzahl von Korpo⸗ 
rationen und Deputationen nahmen an der Beerdigungsfeier Theil. 
Die Einſegnung des Verſtorbenen wurde vom Kardinal Kutſchker 
vollzogen. 

Wien, 12. März. In der Sitzung der vereinigten Subkommiſ⸗ 
fionen der ungariſchen Delegation erklärte Graf Andraſſy: 

Auf eine Anfrage des Delegirten Szecſen bezüglich der Beſchrän⸗ 
kungen des Donauſtroms, die Türkei habe die Donau nicht als einen 
konventionellen Strom, ſondern als ihre eigene Grenze und Verthei⸗ 
digungslinie anſehen wollen und das babe Oeſterreich⸗ Ungarn nicht 
zugefteben können. Auf eine weitere Ausführung Szecſen's bemerkte 
Graf Andraſſy er ſtimme Szecſen darin bei, daß bezüglich der Ver⸗ 
änderung der Lage der kleinen ſuzeränen Staaten die Initiative von 
Oeſterreich hätte ausgehen müſſen, der Minifter verwies dabei hr 
den Abſchluß des rumäniſchen Vertrages und die Schritte bezügli 
des rumäniſchen Fürſtentitels, fügte indeß hinzu, er könne ſeine Ab⸗ 
ſichten nur bis zu einer me Grenze enthüllen. Die Regierung 
ſei von Anfang an geneigt geweſen, die Unabhängigkeit Rumäniens, 
nicht aber deſſen Neutralität anzuerkennen. Graf Andraſſy bemerkte 
weiter, daß die öffentliche Meinung nicht immer das Richtige treffe 
und daß auch das Volk nicht liebe, die Wahrheit zu hören und ver⸗ 
wies auf die Wandelung der öffentlichen Meinung in England. Der 
Delegirte Wahrmann legte entſchieden „ gegen die Anſicht 
ein, daß in der ungariſchen Delegation eine Kriegsſtimmung vorherr⸗ 
ſche und verſicherte, Niemand wünſche den Krieg, andererſeits erkläre 
die Delegation aber ruhig und ernſt, daß ſie bereit ſei, den 8 
zunehmen, wenn derſelbe zu einer undermeidlichen Noth wendigkeit 
werde Nachdem noch mehrere andere Redner theils in dieſem Sinne 
ſich geäußert, tbeils ausgeſprochen batten, daß fie in der Votfrung 
der Fred b ange | kein Bertrauensvotum erblicken wollten erklärte 
Graf Andraſſy, daß er gegen die 8 des Fall'ſchen Antrags 
nichts einzuwenden babe, daß er ſich jedoch für den Falbſchen Antrag 
auch nicht engagiren könne, weil ihm der Beſchluß der öſterreichiſchen 
Delegation noch nicht bekannt ſei Sollten die Beſchlüſſe der ungari⸗ 
ſchen und der öſterreichiſchen E abweichen, ſo müſſe ein Mit⸗ 
telweg vereinbart werden. Es erfolgte hierauf die bereits gemeldete 
einftimmige Annahme des Falk'ſchen Antrags. 

Wien, 13. März. [Abgeordnetenhausſitzung.] In 
Beantwortung einer Interpellation wegen der Gremzſperre erklärte 
der Miniſterpräſident Fürſt Auersperg, es ſeien bereits durch den 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten bei der deutſchen Regie⸗ 
rung und dem ſchweizeriſchen Bundesrathe Schritte gethan, um eine 
Aufhebung der Grenzſperre zu erzielen und den freien Transport von 
zieh zu ermöglichen. — Im weiteren Verlaufe der Sitzung wurde 
ie Generaldebatte über das Budget beendet und mit ſehr großer 
Najorität beſchloſſen, in die Spezialdebatte deſſelben einzugehen. Die 
erſten vier Kapitel des Budgets wurden genehmigt. Das Haus 
wählte ſchließlich einen Ausſchuß von 18 Mitgliedern zur Berathung 
darüber, auf welche Weiſe Erſparungen im Staatshaushalte zu er⸗ 
zielen ſeien. — Die „Wiener Abendpoſt“ veröffentlicht ein Hand⸗ 


ſchreiben des Kaiſers, d. d. 13. d., an den Fürſten Auersperg, in welr 
chem der Kaiſer der ihm gewordenen tröſtenden Kundgebungen de⸗ 
innigſten Theilnahme und aufrichtigſten Betrübniß über das Hinſchei⸗ 
den feines Vaters mit befonderer Rührung gedenkt und der geſammten 
Bevölkerung der Monarchie für die auf's Neue bewieſene Treue und 
Anhänglichkeit an das Kaiſerhaus feinen herzlichſten Dank ausſpricht. 

Wien, 13. März. Der „Polit. Korreſp.“ wird aus Bukareſt ge⸗ 
meldet, daß die Schifffahrt auf der Donau nur noch bei Corabia, 
Tſchernawoda und in der Sulinamündung durch Torpedos gefährdet 
ſei. Die Schiffe verkehrten an dieſen Orten mit ruſſiſchen Loo tſen. 

Wien, 13. März. Der „Preſſe“ wird aus Obrovazzo (Dalma⸗ 
tien) gemeldet: In Südbosnien beginnen die Baſchibozuks neue Maſ⸗ 
ſacres gegen die Chriſten. Die Inſurgenten beſchloſſen, den Kampf 
fortzufegen und wählten den herzegowiniſchen Woiwoden Bozidarovich 
Weſelicka zu ihrem Agenten beim Kongreſſe. Geſtern hat bei dem 
Grenzort Trubar ein Gefecht zwiſchen den Türken und Inſurgenten 
ſtattgefunden; der Ausgang deſſelben iſt noch unbekannt. 

Wien, 12. März. Nach einer weiteren Meldung der „Polit. 
Korreſp.“ aus Bukareſt wäre die rumäniſche Regierung davon ver⸗ 
ſtändigt worden, daß in Kiſchineff die für Rumäniſch⸗Beſſarabien be⸗ 
ſtimmte ruſſiſche Zivilverwaltung vollſtändig organiſirt ſei und nur 
auf Ordre warte, um die Adminiſtration von Rumäniſch⸗Beſſarabien 
in die Hand zu nehmen. ; 

Konſtantinopel, 12. März. Das engliſche Geſchwader im 
Golfe von Jsmid iſt durch ein Panzerſchiff verſtärkt worden. Wie es 
bier heißt, ſollen die Engländer auf Tenedos ein Depot für Waffen, 
Munition und Lebensmittel errichten Hobart Paſcha ſoll morgen 
mit dem türkiſchen Geſchwader nach der theſſaliſchen Küſte abgehen. 
Ali Saib Paſcha wird den Oberbefehl über das Expeditionscorps in 
Theſſalien erhalten. 

Petersburg, 12. März. Das „Journal de St. Peétersbourg“ 
Beipricht das von engliſchen Blättern geſtellte Verlangen, im Voraus 
feſtzuſtellen, daß alle Punkte des Konſtantinopeler Friedens vertrages 
der Appreziation des Kongreſſes unterworfen werden und alle Mächte 
die Entſcheidungen des Kongreſſes akzeptiren ſollten. Das genannte 
Blatt bebt hierbei hervor, der Kongreß ſei kein ſchiedsrichterliches 
oder anderes Tribunal, ſondern eine Verſammlung zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Berathung über die gemeinſamen oder divergirenden Inter⸗ 
eſſen. Seine Entſcheidungen würden umſomehr der allgemeinen Zu⸗ 
ſtimmung ſicher ſein, als ſie weniger von Eiferſucht und Mißtrauen 
und mehr von den allgemeinen Intereſſen inſpirirt würden. Auf 
den Kongreſſen würden die Entſcheidungen nicht mit Stimmenmehr⸗ 
heit gefaßt, das Verlangen, daß Jedermann im Voraus erklären ſolle, 
ſich den Beſchlüſſen des Kongreſſes unterwerfen zu wollen, fei daher 
unlogiſch. Ebenſo unhaltbar ſei die Forderung, dem Kongreſſe alle 
Punkte des Konſtantinopeler Friedensvertrages zu unterbreiten. 
Wenn die Aufgabe des Kongreſſes ein Friedenswerk ſei, ſo müſſe 
man von den Debatten jeden Gegenſtand ſern halten, welcher, weil 
er nicht einen allgemein europäiſchen Charakter habe und deshalb 
auch nicht der Entſcheidung des Kongreſſes unterliege, erregte akade⸗ 
miſche Diskuſſionen herbeiführen könnte. 

Petersburg, 13. März. General Fürſt Dondukoff⸗Korſakoff iſt 
geſtern von Odeſſa nach dem Hauptquartier abgereiſt. — Der Ver⸗ 
treter Rußlands beim Vatikan, Fürſt Uruſſoff, geht demnächſt nach 
Rom. — Am Montag hat die Eröffnung der Eiſenbahnlinie Perm⸗ 
Ekaterinoslaw ſtattgefunden; zum erſten Male hat ein Eiſenbahnzug 
den Ural paſſirt. 

London, 12. März. Unterhaus ⸗Sitzung!] Auf eine 
Anfrage Wilmot's erklärte der Schatzkanzler Northcote, die Regie⸗ 
rung habe nichts davon gehört, daß die Ruſſen die Landenge von 
Gallipoli verſchanzt hätten; nach den letzten Berichten ſtänden die 
ruſſiſchen Vorpoſten 12 Meilen von Boulair jenſeits des Kamieſch⸗ 
Fluſſes, ihre Hauptmacht bei Kadikibi. — Peel kündigte an, daß er 
am Donnerſtage die Frage aufwerfen werde, ob die Entſendung des 
Lord Lyons zum Kongreſſe angeſichts ſeiner bekannten Anſchauungen 
über die orientaliſche Frage erwünſcht ſein dürfte. 

London, 12. März. [Oberhausſitzung.] Lord Stratheden 
theilte mit, daß er am Donnerſtag die Aufmerkſamkeit des Hauſes 
auf die Vorſichtsmaßregeln lenken werde, die erwünſcht feien, bevor 
England zum Kongreſſe gehe; gleichzeitig werde er beantragen, den 
Schriftwechſel bezüglich des Friedensvertrages vorzulegen. — Im 
weiteren Verlaufe der Sitzung wurde die Bill betreffend die Rinder⸗ 
peft einem Spezialausſchuſſe überwieſen. 

London, 13 März. In Kearsley bei Bolton (Lancaſter) hat 
eine Gruß „ıofion ſtattgefunden, durch welche 40 Perſonen getöd⸗ 
tet wurden. 

Nom, 13. März. Nach neuerlichen, durchweg der weiteren Be⸗ 
ſtätigung dedürfenden Verſionen würden außer Zanardelli und Farin 
auch Abignente und Deſanctis in das neue Kabinet eintreten, zum 
Miniſter des Auswärtigen ſei, falls General Durando auf der Ab⸗ 
lehnung dieſes Poſtens beharren ſollte, der Präfekt von Mailand, Bor⸗ 
deſſono, auserſehen. Als Kandidat für das Präſidium in der Kam⸗ 
mer würde von der Majorität der Kammer Coppina aufgeſtellt 
werden. 

— — — — 
Berantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſn x 
Für das Folgende übernimmt bie Rebutiion keine Hetentortlen 
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Berlin, 13 13. Mürz. Die e Geſchäftsloſigkelt der ‚esten Tage konnte 
heute faſt noch als ge eigert gelten; denn es fehlte auch an jeder 
Anregung. Die Meldungen von außerhalb lauteten ſtill und ge⸗ 
woſtslos, und wieſen keine nennenswerthen Coursveränderungen auf. 

uch hier wurden die Notirungen innerhalb der Börſe feſt und 
überall als unverändert bezeichnet, und die etwa eingetretenen ver⸗ 
einzelten Se ee beruhten nur auf ſehr geringfügigen Um⸗ 
fügen. Kaufluſt fehlte im Allgemeinen, aber eben ſo wenig trat auch 
ein namhaftes Angebot hervor. Kreditaktien und Franzoſen bedan⸗ 
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38 
8 


25 eine Kleinigkeit mehr, und die übrigen 8 konnten als ſich 0 bei ſehr kleinen Umſätzen ziemlich unverändert. — Anlei⸗ 


Pomm. III. xy. 1005 | 85,59 G t. f. Bauten 4 4,50 G öntx B.-. Lit. B. 4 27,00 G. areſeld-. Kempen |d Oberſchleſiſce B. 
Fonds⸗ U. Aktien⸗Börſe. pr 8.5.9.0. 1 1000 G Tentralbt. f Ind. u. FE 70.60 9 95 8 4 300 8 lauen br a or 
Berlin, den 13. März 1878. | do. unf. rüdy. 108 102,00 55 & e Ban 69,1 4 80,00 6 orau-@&uben b 36,00 63 B] do. D.4 | 93,00 G 
Srembifche Bonds aud Geld ) 7 8745 @ ; 14 nnover - Altenbek. 5 | 23,60 b G 5 H. 3 85,40 by 
4 | 25,00 B Stobwaſſer Lampen 411.50 G do. II. Serie 5 ß F. 4 100,70 G 
Ganſol. Anleihe 44 105, 108 4 67,75 & ſenwerk fr.] 1,50 G Feipz.⸗Gaſchw.⸗Ms. 5 d. 44 1000 & 
ba. neue 1876 | 96,80 by fr. 25,00 5 unter den Liuden 4 | 14,50 bes Naärkiſch⸗Poſen _ 15 | 7750 b H.4} 101,50 5 5 
Staats -A; 4 | 96,25 bb 4 1105,00 & Berl. Ban-. b. 106,00 6 500 berg B.8}| 68,50 bz G v. 186915 101,10 bz 
Staatz - Sch 92.60 biz a 14 108,75 by (Quiſtorp de. 6.7 98 90 bz G d v. 187314 91,20. 5 
Kur- u 91,25 55 Pr. mw 5 106 975 00 bz . Zettelban 14 96 30 G Wiſſener 8 2. 5 Oberſchleſ. v. 1874 ‚100,00 
O. Oeichb.⸗Obl. 4101,75 © 85 auer Grebitbant 4 | 62,00 55 [ Wößlert Maſchinen 4 8,50 bG en- 5 29 00 bz 5 41 
og Etadt-ObL.145|101 90 TE) 1 Bob red. 5 19575 Landesbank 4 10875 G 1 5 20,25 bz do. Coſ.⸗ 4 
do. 90,00 & 0. che 4192,20 d Eiſenbabn - Stamm Aetieu. „Südbahn ſe | 86,00 68 | do. do. 15 1108,30 50 
zn. Stadt- Anl. 4102.00 G tet. Nat, dw 5 | 95,00 5 @ - @enofjenfeg. 4 | 87,5 ® gachen-Maſtricht 4 19 00 b Bahn 5 207,25 bz do. Niedſchl. Zwgb. 23 
Ageinprobing do. f 102,50 © bo. de i 94,35 ehen 418950 8 eee — (3710 0 ide 1 de. Stang Pol. 4 23.00 @ 
5.5. B 101,00 b} Reuppfäe Obtig. b. 107.30 b3 K dabant |4 Bergiſch⸗Mzrziſche 4 74,80 bz c 57260 ½ % de de. J 4150,50 5 
T ; Ansländiſch Untonbant fr. 17,00 @ afl. 4 | 86.90 65 n 5 15,75 B do. II. 10000 B 
nes 5410530 55 wert ei. 18816 re Dibeonto-Gomm: a 11775 en alien 10 0% Bi ee 5. Südbahn 
be. 168840 8 do. do. 18856 — 47320 b Berlin- Sörig 414,0 b © 3 ' 1 8 
Fauvſch. 10 vs do. Bds. (ſund.) 5 100,40 bz G tan in-⸗Hambu 4 1169,50 53 tt, 0,5 102 
Fur, f. Neumärk. 8 35,10 bz k lsbank 4 | 47,90 G —— u fa. der · Ufer 5 | 99,80 8 
E 40 9 = G di Ed. 8 108; 2 2 Sen 1 600 % Bel Petsd. 4/77 60 63 6] Eiſendahn ⸗Frioritäts-⸗ 94, 
2. 102.50 b do. 20 46 “ Orunberehiebt. 1 101,00 9% in- Stettin 4102,75 b3 Obligationen. 8 ö 
£ de. we n Gon- ente 103 20 bz B : 4 ' Breit -EhwBreidg. 4 | 61,50 di & dach-Waſtricht von 1858, 100,50 \ 
R.Brandbg.Gred.|4 53,30 G pothek. (Hübner) 4 | 9475 3 Cöln⸗Minden 4 92,00 bz G 8 1 von 1862, 64 4100,50 & — 
Oüpreußiſ 31 83,90 © 1 0 56,60 4 B #6. Vereinsbank ! 83 00 bo. Litt. B 1 do. do. 2 39,0 @ von 1865 50 | 
de. & | 95,20 bz 250 f. 180414 | ger Greditbant 4 104 00 b& Guben 4 1400 8 de. 5 | 98,00 B 1869, 71, 7315 102,50 B 
do. Ae 0. Er. 100 f. 18581 300,75 5; N rr: ee en 1 5 102.00 & | 
do. Lott.-⸗A. v. 18605 105,00 b r 0 4 Ü v. ii 
do. 1 9 5 do. v. 1864.— 251.60 15 Enz 8 A . 4 Mictih-Yolenn 4130 8 2 —.— 15 Bi 8 a 102.00 G 
do. 8 ung. St. Giſb⸗Att.5 | 69,75 b © ellen en 3% %// Ma 4 105,25 9 . do. Litt. B. ‚ Holſtein. 
Aab: neue 4 | 9520 b3 4 143.50 2 1 © atasdche 1 4 „ do. Litt, O. 8 77,90 B An 
4 88 8 S glg LIE 101.00 8 mend bunt 00 0 fade, be Li Die 8 Nane 1.4} 
Soleſiſche 4 8600 8 o. kleine 6 101 0% G mg bee test la 23 50 B Münter. amm 6 : vıal10000 8 19 1 
de. alte A. 28 4 do. II. 6 | 9470 b afiper Bant 47638 G mern „Mirtiſch ! | 96,50 & ee 90 20 8 0 Ban: 
34 2200 © Sale be Bentels | 7400 3 Pata e f 12% ge Fgaßgt 244790 88 © fan- aste M „„ eee. 
a 4 | 9580 bz I 125 2 1 dd. Grunderedit. 4 65,00 bz 2 651 12 5 5 N 1148 50 b 1 do. o. 4 Ausländiſche Prioritäten. 
d=. 4410175 bz die 8 efterr. Credit 4 — 1 1 dates Rh WW 5170806 
0 II. ser 105,C0 bz Finniſche Looſe — 37,30 G mdf Sant B 8 Oſtpreuß. Südbahn 87,70 bz üff.⸗Elb. 104 . N 15 | na 4 
eee ee eee e, ee eee [5 1 m}838 
nien rie fe: D “ wa 
ac u. Neumärk.4 | 95,75 bz al aut 8825 60 vo, See Bant 14 | 9050 & [np kk en nr " 128 9% de Rob. WB 10325 & enten are 15 680 @ 
F, Rn nk N. 18705 85.00 8 © Bea 470200 % 0 ere 00 „ e. 5200 © bo. n 
e Ruf. eonſ. 18515 84 10 b | Star en 100.90 55 e 5 N 
F 1 840 5 den . 1675 | 84.20 Bi r N re A 10 11220 55 8 Saia, une le „do. 9. | 5800 @ 
ne u. Weſtfül 4 30 20 33 do. do. 187315 | 84,30 bz se odeneredit |4 | 96,10 bz 9. Litt. H. b. S. gar. 4 | 9025 bz G 109.60 G r. Schleſ. Erzb. fr] 1435 G 
a 55 4 96.2 do. Bod. ⸗Credit 5 76.20 65 0. Centralboden. 4 5 16,80 bz do. Lit. O. v. & gar. 100 8 5 4. A a 3 
ane 48 eee 2 ant Ai | 81.5 % 26,00 5i lin- Oprliz 5 se fi ge Steh. 55 330 50 bz 
Sruvereigend 20,33 & de . 4 e ß a ene 4 18,25 % ſalbrechtebahs 5 1520 C nn e / 870 8 801235 De 
Rupoleondd'or do. 6. do. dor 5 | 81,75 bz 5 „Privatbank. fr. 0,40 4 113,50 55 E e 495,00 G 97,50 b;@ 
a 500 3 bo. 555. 64 -D. 79,59 45 1 B fAuſſig-Teliz 618000 © de. d MUB 1810 m 5 5 85 
ar 9. do eine 4 78,50 = 7 Bal 5 A ! 
Yaperials 16,67 @ poln. Dos. III. E. 5 Kr 65 6 do. Greditbant fr. 1040 Böhm. Wenbahn 4 | 7460 63 G un ben, M. 45 1 67 25 bz 
do. 500 Gr. 1393,50 G do. 4 j Schaaffhauſ. Bankv. 4 | 5275, bz Breſt⸗Grajewe 4 41,00 bz © 0.4 | 93,10 b 
dende Banfnot. de. eundat. 14 | 580005 Sgt. Berben . | 7800 8 Beef. Ken 46475 u. „ Di 3.80 0 6675 br f 
, iis no lauresung,, 126 d 4637 
4 / o. 0 n 70 N 
Sefterr. Banknot.“ 10,6 5 de. gooſe vollgez. 3 | 25,20 5; See Bant 1 260 Katter eur Jeſerb 15 55,00 6 706% 5 © 
50. Silbergulden 180,75 bz — ereins dan u ftorp r. 0,10 G x N Lud 5 164,09 6 64,10 
Zul. Noten. 220,90 bz * jel-«Eonzie, 7 Sen Bahn 44.25 739.50 b 
€ Bonds Umſterd. 100 8 dee F 8 Kaſchau⸗ Od 5 44,50 bz 239,90 bz 
10 75 14250 1 N . 4 17,50 8 ae 417225 50 
b 12 9 — 2175 45 0 ; 910 8 Gab. | 623 1 * 1 25 4 | 79,00 038 
„Obligat. — 135,40 bz g ch. Stahl- u.Cifen. Ni er d Is 8070 # 
3 nl. 1121,00 5% . IM, Donnerzmärckhüͤtte 4 | 23,00 bz 3 e H 1570 5 494 4% bz ar. 5 | 82,0 @ 
h Seſchw. 205.2 —| 82,00 136 Wien öft. Währ. 8 T. | 170,10 vz Dortmunder Union 4 7,00 be Litt. B ahn ; do. de. Y. 1 92,50 B aſewo 57590 b @ 
4 Jaan. Anl. v. 18744 101,75 & Wien öſt. Währ. 2M. 169 00 55 gell ſche Maſch.-Act. 1490 bie c enb.⸗Pardub 22 > do. do. VII z. 9950 [Charkow-Aſow. g. 5 | 87,25 51 
| AH Mid.-Pr.⸗A. 3111,75 b Petersb. 100 R. 3 W. | 220,15 55 [Erdmannsd. Spinn. 4 | 12,00 G . liche 49,50 5 6 . 4410175 © d. in Ltr. a 20.4015 
St. Pr Anl. 3117,80 do, 100 Ruß, 3 M. 21965 ß lena f, Charlottenb. r 7225 olf u; 3 b. do. 8 Charkow.⸗Krementſch. 5 | 85.09 U 
A 500 8 Barjgeu 1008.38. 220,0 6 Feta Benn. 1 826 n 2425 55 2 Jag Bel , | 0 8 
“ 2 re ar. 8 
251 p 1866.13 173 60 bz ch Senden b Georg-Marienhitte 4 65 00 Sam St Hi 116,10 © II. 4. 95,00 b [Rodlow. Boom |; 9175 1 
Ser 170,00 bz MBeonto. ln 3 12 — u. S ar. 1 00 nie Jie 5 Roslow.-Woron, Ob1.|5 | 76.25 bz 
75 Grüſſel ey 2 mobilien (Berl.) 00 4 MNagdeh.⸗Halberſtadt 4; rök⸗Chark. gar. 586,25 b 
e 55 . 2 oe 8 14 8 burg une ig—, London 2, r 2, un a, Leinen -F. ns — — 4 - N do. do. de 18654 99,25 G = „As. (Obl.) 5 76 50 bz 
1 Se 552 137,50 ers bur 6, en ' 726 b J Borarlberge 5 | 47,00 538 Loſows- Sema 9350 b 
N D. a A 2 — 9 4 4 2 nnd Ere eu, 1975 G Warſchau⸗Mien 4 1161,00 G pi Most ite g. 5 | 99,60 b 
. bubu unt, ? 10050 ba @ do. 2 23, — 5 845 8 
de 5101 9500 be 1 0 fe e | 96,75 55 Shan eau-Xereiy. 5 bi 
zu an? 350 % % de Conn.. Se f 114,00 b 58% 280 b San 88. Bil F 2 f 6 20 8 3 BarldinZien l 8 
9 343, Hyp.⸗Pfdbr. 5 | 93,50 5 & ve andels-Geſ. 68.00 G Berliner Nordbahn do. do. III. conv. 4 x us 8 
N 1211105 96.25 aſſn⸗ Verl. 141,75 G Sa EBasiian Nordß nuſen- Erfurt J. 5 | 96,75 © — W. . 
L LILA | 88,25 63 G Erlang Blas, Sl. 4 | 5900 bo %% Cbenm.- A- . Ale Zarzkoe- Sl, 5 vis 


